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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.	�wie viele Menschen in Baden-Württemberg seit 2017 langzeitarbeitslos waren 
(aufgeschlüsselt nach Jahren, Stadt- und Landkreisen, Altersklassen, Ge-
schlecht, Rechtskreis des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch [SGB II] – Grund-
sicherung für Arbeitssuchende bzw. des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
[SGB III] – Arbeitsförderung, Menschen ohne abgeschlossene Berufsausbil-
dung, Menschen mit Behinderung, Menschen ohne deutsche Staatsangehörig-
keit und Anteil der Alleinerziehenden); 

2.	�wie viele der Langzeitarbeitslosen seit 2017 länger als 24 bzw. 36 Monate 
arbeitslos waren (aufgeschlüsselt nach Jahren sowie Stadt- und Landkreisen);

3.	�wie der Stand der Umsetzung der jeweiligen Programmbausteine des Landes-
programms „Neue Chancen auf dem Arbeitsmarkt“ ist (aufgeschlüsselt nach 
Bausteinen, Maßnahmen, eingesetzten Mitteln, erreichten Personen und mit 
Angabe der an der Umsetzung des Programms vor Ort involvierten Träger;

4.	�wie die Landesregierung die bisherigen Erfahrungen mit dem Landesprogramm 
„Neue Chancen auf dem Arbeitsmarkt“ bewertet;

5.	�welche Schritte die Landesregierung unternehmen wird, um das Landespro-
gramm „Neue Chancen auf dem Arbeitsmarkt“ zu stärken; 

6.	�wie viele Mittel für die gesamte Arbeitsmarktförderung in Baden-Württemberg 
seit dem Jahr 2011 bereitgestellt wurden (aufgeschlüsselt nach Jahren und Pro-
grammen sowie nach Landes-, Bundesmitteln und EU-Fördermitteln [ESF+, 
etc.]);

Antrag
des Abg. Florian Wahl u. a. SPD

und

Stellungnahme
des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus

Langzeitarbeitslosigkeit im Land

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente
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  7.	�wie viele Langzeitarbeitslose in den Jahren 2019, 2020 und 2021 ein nach  
§ 16e SGB II „Eingliederung von Langzeitarbeitslosen‘‘ sozialversicherungs-
pflichtiges Arbeitsverhältnis auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, bei kommu-
nalen Unternehmen und bei Trägern bzw. nach § 16i SGB II „Teilhabe am 
Arbeitsmarkt“ gefördertes sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsver-
hältnis auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, bei kommunalen Unternehmen 
und bei Trägern begonnen haben (aufgeschlüsselt nach § 16e und § 16i sowie 
nach Voll- und Teilzeitbeschäftigten);

  8.	�wie die Landesregierung die Chancen Langzeitarbeitsloser, Alleinerziehender, 
von Personen ohne abgeschlossene Berufsausbildung, von Menschen mit Be-
hinderung und von Menschen ohne deutsche Staatsangehörigkeit am Arbeits-
markt beurteilt und welche (weiteren) Maßnahmen oder Initiativen die Lan-
desregierung für Langzeitarbeitslose – u. a. im Hinblick auf Möglichkeiten 
nach § 16i SGB II – sie zusätzlich plant, um die beruflichen Perspektiven zu 
verbessern und dem zunehmendem Fachkräftemangel entgegenzuwirken (ver-
bunden mit einer Einschätzung der Chancen der Langzeitarbeitslosen sowie 
der Chancen für Alleinerziehende, Personen ohne abgeschlossene Berufsaus-
bildung, Menschen mit Behinderungen, Menschen ohne deutsche Staatsange-
hörigkeit);

  9.	�in welcher Höhe ESF-Mittel im Förderbereich Arbeit und Soziales in den Jah-
ren 2014 bis 2020 für Baden-Württemberg zur Verfügung standen; 

10.	�in welcher Höhe in den Jahren 2014 bis 2020 ESF-Mittel für baden-württem-
bergische Arbeitsmarktprogramme abgerufen wurden (aufgeschlüsselt nach 
Jahren und Programmbausteinen, u. a. für das Programm „Neue Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt“); 

11.	�wie hoch der geplante Mitteleinsatz aus dem Europäischen Sozialfonds Plus 
(ESF Plus) in der Förderperiode 2021 bis 2027 für Baden-Württemberg im 
Förderbereich ,,Arbeit und Soziales“ und hier insbesondere im Projekt ,,Nach-
haltige Integration Langzeitarbeitsloser: Assistierte Beschäftigung“ ist (aufge-
schlüsselt nach Jahren und Programmbausteinen); 

12.	�in welcher Höhe sich die ergänzenden Landesmittel zum Projekt ,,Nachhaltige 
Integration Langzeitarbeitsloser: Assistierte Beschäftigung“ belaufen sollen; 

13.	�wie viele Personen seit 2017 ihre Langzeitarbeitslosigkeit beenden konnten 
(aufgeschlüsselt nach Jahren);

14.	�wie viele dieser Personen einen Arbeitsplatz am ersten Arbeitsmarkt gefunden 
haben (aufgeschlüsselt nach Jahren); 

15.	�wie viele der Menschen, die ihre Langzeitarbeitslosigkeit seit 2017 beenden 
konnten und einen Arbeitsplatz am ersten Arbeitsmarkt gefunden haben, nach 
drei/sechs/zwölf Monaten erneut arbeitslos waren (aufgeschlüsselt nach Jahren).

6.10.2022

Wahl, Dr. Fulst-Blei, Dr. Weirauch, Dr. Kliche-Behnke, Kenner SPD
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B e g r ü n d u n g

In Baden-Württemberg ist der Anteil der Langzeitarbeitslosen an allen Arbeits-
losen mit rund 35 Prozent weiterhin sehr hoch. Langzeitarbeitslosigkeit ist eine 
große Belastung für die Betroffenen. Sie werden oft ausgegrenzt, erhalten wenig 
Unterstützung und bleiben beruflich abgehängt. Je länger die Arbeitslosigkeit an-
dauert, desto geringer sind ihre Chancen, eine neue Beschäftigung zu finden. Um 
auch dem sogenannten harten Kern der Langzeitarbeitslosen neue berufliche Op­
tionen zu eröffnen, bedarf es einer Intensivierung der individuellen Förderung, 
des Ausbaus von Weiterbildungsmöglichkeiten und eines sozialen Arbeitsmarktes.

S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 2. November 2022 Nr. WM25-50-11/16/8 nimmt das Minis-
terium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus im Einvernehmen mit dem Ministe-
rium für Finanzen und dem Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration 
zu dem Antrag wie folgt Stellung: 

1.	�wie viele Menschen in Baden-Württemberg seit 2017 langzeitarbeitslos waren 
(aufgeschlüsselt nach Jahren, Stadt- und Landkreisen, Altersklassen, Ge-
schlecht, Rechtskreis des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch [SGB II] – Grund-
sicherung für Arbeitssuchende bzw. des Dritten Buches Sozialgesetzbuch [SGB 
III] – Arbeitsförderung, Menschen ohne abgeschlossene Berufsausbildung, 
Menschen mit Behinderung, Menschen ohne deutsche Staatsangehörigkeit und 
Anteil der Alleinerziehenden); 

2.	�wie viele der Langzeitarbeitslosen seit 2017 länger als 24 bzw. 36 Monate 
arbeitslos waren (aufgeschlüsselt nach Jahren sowie Stadt- und Landkreisen);

Zu 1. und 2.:

Zu den Fragen der Ziffern 1 und 2 wird aufgrund des Sachzusammenhangs ge-
meinsam Stellung genommen.

Die Statistik im Bereich SGB III und SGB II führt ausschließlich die Bundes-
agentur für Arbeit. Auf Anfrage hat die Regionaldirektion der Bundesagentur für 
Arbeit Baden-Württemberg statistische Daten übersandt, vgl. Anlage 1 „LZA in 
BaWü“. 

Aus dem Tabellenblatt der Anlage 1 „Bestand an Langzeitarbeitslosen nach aus-
gewählten Merkmalen“ kann der Bestand an Langzeitarbeitslosen in Baden-Würt-
temberg nach ausgewählten Merkmalen wie Alter, Geschlecht, Rechtskreis, Be-
rufsausbildung, Schwerbehinderung, Menschen ohne deutsche Staatsangehörig-
keit entnommen werden. 

Auf dem Tabellenblatt der Anlage 1 „Bestand an Langzeitarbeitslosen“ sind sta-
tistische Daten zum Bestand an Langzeitarbeitslosen in Baden-Württemberg zur 
Dauer der Langzeitarbeitslosigkeit aufgeführt. 

3.	�wie der Stand der Umsetzung der jeweiligen Programmbausteine des Landes-
programms „Neue Chancen auf dem Arbeitsmarkt“ ist (aufgeschlüsselt nach 
Bausteinen, Maßnahmen, eingesetzten Mitteln, erreichten Personen und mit 
Angabe der an der Umsetzung des Programms vor Ort involvierten Träger;

Zu 3.:

Der Anlage 2 „Übersicht Neue Chancen auf dem Arbeitsmarkt“ können die Bau-
steine, die Anzahl der Standorte, die Zielgruppe, die im Jahr 2021 erreichten Per-
sonen, die Förderdauer sowie die eingesetzten Mittel entnommen werden. 
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Die einzelnen Träger sowie Standorte sind in der Übersicht „Träger LAMP“, vgl. 
Anlage 3, aufgeführt. 

Der Anlage 3a „Landesarbeitsmarktprogramme ESF-Bausteine FP 2014–2020“ 
können die Angaben zu den ESF-Bausteinen entnommen werden. 

4.	�wie die Landesregierung die bisherigen Erfahrungen mit dem Landespro-
gramm „Neue Chancen auf dem Arbeitsmarkt“ bewertet;

Zu 4.:

Aus Sicht der Landesregierung haben sich alle vier nachstehend beschriebenen 
Bausteine des Landesprogramms „Neue Chancen auf dem Arbeitsmarkt“ ein-
schließlich der ESF-Bausteine bewährt. 

Die ESF-Bausteine des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Integration 
werden mit den ESF-Plus-Förderlinien „Nachhaltige Integration LZA – Assistierte 
Beschäftigung“, „Teilzeitausbildung für Alleinerziehende, Frauen in Bedarfsge-
meinschaften und Pflegende“ und „Assistierte Ausbildung für Pflegehelferinnen 
und -helfer sowie Alltagsbetreuerinnen und -betreuer“ aktuell in der Förderperio-
de 2021 bis 2027 ab 2022 mit Mitteln aus dem ESF Plus gefördert.

Mit dem Modellprojekt „Beschäftigungsförderung und Jugendhilfe gemeinsam 
anpacken – BeJuga“ werden Bedarfsgemeinschaften mit minderjährigen Kindern 
gezielt in den Blick genommen. Kinder aus Familien im Sozialleistungsbezug 
werden im späteren Leben häufiger ebenfalls sozialhilfeabhängig. Sie haben we-
sentlich schlechtere Entwicklungs- und Bildungschancen. Dies ist nicht nur dar-
auf zurückzuführen, dass sie durch das Aufwachsen in Armut soziale Ausgren-
zung erleben und ihnen gesellschaftliche Teilhabemöglichkeiten verschlossen 
bleiben, sondern nicht zuletzt auch darauf, dass ihnen positive Vorbilder fehlen. 
BeJuga nimmt die ganze Familie in den Blick. Dadurch wird die familiäre Situa
tion insgesamt verbessert, die Chancen der Eltern auf eine Integration ins Er-
werbsleben erhöht und die Kinder- und Jugendlichen in ihrer Entwicklung ge-
stärkt und begleitet.

Gerade in der Coronapandemie hat sich gezeigt, wie wichtig die Begleitung der 
SGB II – Bedarfsgemeinschaften mit Kindern durch das Projekt BeJuga ist. Die 
Familien waren nach Erfahrungsberichten der Projektträger mit der neuen Situa-
tion überfordert. Aufgrund von Sprach- und Bildungsbarrieren mussten gerade in 
der Anfangsphase vielen Familien die Gefährlichkeit des Virus, die daraus resul-
tierenden Maßnahmen sowie die Hygieneregeln erklärt sowie gesundheitliche Be-
denken und Ängste ausgeräumt werden. Die Kinderbetreuung und Homeschoo-
ling in den meist beengten Wohnverhältnissen und durch die zum Teil selbst bil-
dungsungewohnten Erziehenden war oft sehr schwierig. Durch die niederschwel-
lige und enge Begleitung der Familien konnten wertvolle Hilfestellungen gegeben 
werden. 

Nicht zuletzt aufgrund der sehr guten Erfahrungen wurde die Anzahl der Stand-
orte ab Juli 2022 von 22 auf 32 erhöht. Auf den Projektaufruf zur Ausweitung 
der Standorte sind insgesamt 26 Projektanträge eingegangen. Dies zeigt, dass der 
Bedarf nach den im Rahmen von „BeJuga“ angebotenen Unterstützungsangebo-
ten im gesamten Land sehr groß ist. Langfristig ist daher eine flächendeckende 
Ausrollung beabsichtigt. Die Entscheidung über die Bereitstellung der hierfür er-
forderlichen Mittel bleibt dem Haushaltsgesetzgeber vorbehalten.

Die bei der LAG Mädchenpolitik angesiedelte Geschäftsstelle des Netzwerks 
Teilzeitausbildung informiert seit 2011 landesweit über die Möglichkeit zur Teil-
zeitausbildung und fördert über ein breites Bündnis von Partner/-innen aus Poli-
tik, Verwaltung, Wirtschaft und Öffentlichkeit die Umsetzung und Verbreitung 
der Teilzeitausbildung in Baden-Württemberg.
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Es setzt sich damit für eine selbstbestimmte Berufswegeplanung und eine gesi-
cherte Zukunft junger Mütter und Väter sowie von Personen mit Pflegeaufgaben 
ein. Berufliche Ausbildung bildet eine zentrale Voraussetzung für die Existenz­
sicherung und Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Das Netzwerk arbeitet dar
auf hin, vielfältige Zielgruppen zu erreichen und damit weitere Potentiale für die 
Umsetzung der Teilzeitausbildung zu erschließen. Hierbei sollen sowohl zukünf-
tige Fachkräfte und potenzielle Ausbildungsbetriebe angesprochen als auch wei-
tere Berufsfelder für die Ausbildung in Teilzeit geöffnet werden.

Die Arbeitslosenberatungszentren bieten kostenlose Beratung für arbeitslose oder 
von Arbeitslosigkeit bedrohte Menschen an. Sie informieren über Qualifizie-
rungs- und Beschäftigungsmöglichkeiten, beraten zur wirtschaftlichen und psy-
chosozialen Situation und gewähren rechtskreisübergreifende Unterstützung bei 
rechtlichen Fragen, insbesondere bei Fragestellungen im Zusammenhang mit dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II). 

Das Konzept der Arbeitslosenberatungszentren hat sich etabliert und zeichnet sich 
durch eine enge Kooperation mit den örtlichen Jobcentern aus. Teils werden von 
den Jobcentern Menschen an Arbeitslosenzentren verwiesen. Hier können Be-
scheide außerhalb der Behörde in Ruhe nachvollziehbar erklärt werden, wodurch 
oftmals Missverständnisse abgebaut und Widerspruchsverfahren vermieden wer-
den. Dies führt zur Entlastung von Ämtern und Sozialgerichten. Darüber hinaus 
erfüllen die Arbeitslosenberatungszentren eine Wegweiserfunktion und vermitteln 
Hilfesuchende bei Bedarf an andere, geeignete soziale Dienste, wie beispielsweise 
die Schuldnerberatung oder Suchtberatung. Sie eröffnen der Zielgruppe die Mög-
lichkeit, niederschwelliger sozialer Begegnungen mit Personen in ähnlichen Le-
bensumständen.  

Gerade während der Coronapandemie hat sich die wichtige Bedeutung der Ar-
beitslosenberatungszentren gezeigt. Durch eingeschränkte Behördenzugänge kam 
den Arbeitslosenberatungszentren eine besondere Lotsenfunktion zu. Auch im 
Bereich Digitalisierung, insbesondere dem digitalisierten Zugang zu Behörden, 
bestand und besteht weiterhin ein erheblicher Unterstützungsbedarf der Zielgrup-
pe, den die Arbeitslosenberatungszentren abdecken.

Im Januar 2020 hatte das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus einen 
Projektaufruf zur Einreichung von arbeitsmarktpolitischen Projekten („Ideen-
wettbewerb“) im Rahmen des Landesprogramms „Neue Chancen auf dem Ar-
beitsmarkt“ gestartet. Mit den Projekten sollten neue Ideen erprobt werden, wie 
bestimmte Zielgruppen besser erreicht oder strukturelle Nachteile überwunden 
werden können. Ziel ist zunächst die Stabilisierung der persönlichen Situation, 
Beseitigung von Hemmnissen, die eine Arbeitsaufnahme verhindern sowie eine 
schrittweise Heranführung an den Arbeitsmarkt. Eine Integration in den ersten 
Arbeitsmarkt bei Projektabschluss ist wünschenswert, jedoch nicht zwingend er-
forderlich. Vielmehr sollen Integrationsfortschritte erreicht und aufgezeigt wer-
den. Zielgruppe der Projekte sollten langleistungsbeziehende Frauen sowie Men-
schen über 50 Jahren im Langleistungsbezug sein. Beide Zielgruppen haben be-
sondere Schwierigkeiten bei der Integration in Arbeit. 

Durch die Pandemie haben sich allgemein die Integrationschancen von Frauen 
in den Arbeitsmarkt in Baden-Württemberg weiter verschlechtert. Während die 
Integrationsquote von Frauen im Jahr 2019 noch bei 20,3 Prozent lag, sank sie im 
Jahr 2020 auf 16,4 Prozent ab. Der Abstand zwischen den Quoten der beiden Ge-
schlechter hat sich im Vergleich von 2021 zu 2019 weiter vergrößert. 

Aktuell werden die sechs Projekte des Ideenwettbewerbs durch die FamilienFor-
schung Baden-Württemberg evaluiert, um Erkenntnisse über künftige Fördermög-
lichkeiten und -schwerpunkte zu erlangen. Die Ergebnisse werden voraussichtlich 
Ende dieses Jahres vorliegen. 
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5.	�welche Schritte die Landesregierung unternehmen wird, um das Landespro-
gramm „Neue Chancen auf dem Arbeitsmarkt“ zu stärken; 

Zu 5.:

Im Jahr 2022 wurde die Anzahl der BeJuga-Standorte von 22 auf 32 Standorte 
erhöht. Dies war ein wichtiger Schritt in Richtung flächendeckende Ausrollung 
des Projekts. Damit ist das Angebot bereits jetzt in einer Mehrheit der Stadt- und 
Landkreise in Baden-Württemberg vorhanden. Die aktuelle Förderperiode BeJuga 
läuft bis zum 31. Dezember 2023, für das Jahr 2024 ist eine Weiterförderung be-
absichtigt. 

Zudem ist eine weitere Aufstockung der Standorte geplant. Die Entscheidung 
über die Bereitstellung der hierfür erforderlichen Mittel bleibt dem Haushaltsge-
setzgeber vorbehalten. 

Auch die Förderung des Netzwerk Teilzeit konnte 2022 um 40 000 Euro erhöht 
werden, die Fördersumme beläuft sich zwischenzeitlich auf 100 000 Euro pro 
Jahr. 

Eine Weiterförderung der Arbeitslosenberatungszentren 2023 ist beabsichtigt. Die 
Entscheidung über die Bereitstellung der hierfür erforderlichen Mittel bleibt dem 
Haushaltsgesetzgeber vorbehalten.

Die Landesregierung geht davon aus, dass die Bilanzierung des Ideenwettbe-
werbs durch die FamilienForschung Baden-Württemberg wichtige Erkenntnisse 
für künftige Förderschwerpunkte liefern wird. Die Ergebnisse sollen Ende dieses 
Jahres vorliegen. 

Zur Stärkung tragen auch die Weiterentwicklungen der ESF-Plus-Förderlinien 
des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Integration „Nachhaltige Integra-
tion LZA – Assistierte Beschäftigung“, „Teilzeitausbildung für Alleinerziehende, 
Frauen in Bedarfsgemeinschaften und Pflegende“ und die „Assistierte Ausbildung 
für Pflegehelferinnen und -helfer sowie Alltagsbetreuerinnen und -betreuer“ mit 
den ab 2022 mit ESF-Plus-Mitteln geförderten Maßnahmen bei.

6.	�wie viele Mittel für die gesamte Arbeitsmarktförderung in Baden-Württemberg 
seit dem Jahr 2011 bereitgestellt wurden (aufgeschlüsselt nach Jahren und Pro-
grammen sowie nach Landes-, Bundesmitteln und EU-Fördermitteln [ESF+, 
etc.]);

Zu 6.:

Für das Landesprogramm „Gute und sichere Arbeit“ wurden folgende Landes-
mittel eingesetzt: 

•	 2012: 5,00 Mio. Euro
•	 2013: 1,88 Mio. Euro
•	 2014: 5,00 Mio. Euro
•	 2015: 4,25 Mio. Euro
•	 2016: 1,38 Mio. Euro
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Für das Landesprogramm „Neue Chancen auf dem Arbeitsmarkt“ wurden folgen-
de Landesmittel eingesetzt: 

•	 2017: 3,50 Mio. +0,50 Mio. Euro Programm „Chancen gestalten“
•	 2018: 3,50 Mio. Euro
•	 2019: 3,50 Mio. Euro
•	 2020: 3,18 Mio. Euro
•	 2021: 3,18 Mio. Euro
•	 2022 (Stand Okt. 2022): 2,56 Mio. Euro

Für das Landesprogramm „Berufspraktisches Jahr Baden-Württemberg (BPJ-BW)“, 
welches als ESF-Projekt auch mit einer Kofinanzierung von bis zu 50 Prozent mit 
ESF-Mitteln aus den Förderperioden 2007 bis 2013 und 2014 bis 2020 gefördert 
worden ist, wurden folgende Landesmittel eingesetzt:

•	 2011: 0,69 Mio. Euro
•	 2012: 0,69 Mio. Euro 
•	 2013: 0,69 Mio. Euro 
•	 2014: 0,69 Mio. Euro
•	 2015: 0,68 Mio. Euro 
•	 2016: 0,68 Mio. Euro 
•	 2017: 0,68 Mio. Euro
•	 2018: 0,68 Mio. Euro
•	 2019: 0,68 Mio. Euro
•	 2020: 0,68 Mio. Euro 
•	 2021: 0,68 Mio. Euro

Für das Landesprogramm „DIGItale PEerGruppenberatung (DIGIPEG)“ wurden 
folgende Landesmittel eingesetzt:

•	 2019: 0,2 Mio. Euro

Für das Landesprogramm „Landesprogramm Arbeitsmarkt und regionale Integ-
ration von Flüchtlingen und Asylsuchenden (LAurA)“ wurden folgende Landes-
mittel eingesetzt:

•	 2015: 0,25 Mio. Euro
•	 2016: 0,50 Mio. Euro
•	 2017: 0,25 Mio. Euro

Der Europäische Sozialfonds ESF und der ESF Plus tragen als arbeitsmarktpoli-
tische Förderinstrumente in ihrer Gesamtheit zur Arbeitsmarktförderung bei. Da 
es sich bei der EU-Förderung um siebenjährige Förderperioden handelt und die 
einzelnen geförderten Vorhaben in der Regel mehrjährig sind, ist es nur möglich, 
die von der EU dem Land bereitgestellten Mittel für die in Betracht kommenden 
Förderperioden mitzuteilen. Ab 2007 bis 2013 betrug das gesamte Budget für den 
ESF rund 266 Mio. Euro, ab 2014 bis 2020 einschließlich REACT-EU (EU Auf-
bauhilfe zur Bewältigung der Coronakrise, die operative Phase der Projektumset-
zung dauert bis Ende 2022) betrug es rund 373 Mio. Euro und ab 2021 bis 2027 
beträgt das Budget für den ESF Plus rund 219 Mio. Euro. In Baden-Württemberg 
beginnen in der Regel die Bewilligungen jeweils ein Jahr nach Start der Förder-
periode und enden in der Regel dementsprechend ein Jahr später.
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Die Regionaldirektion der Bundesagentur für Arbeit Baden-Württemberg hat auf 
Anfrage eine Auflistung der Budgetansätze für Leistungen der aktiven Arbeits-
förderungen der Agenturen für Arbeit und gemeinsamen Einrichtungen in Baden-
Württemberg übersandt, vgl. Anlage 4. Die Regionaldirektion der Bundesagentur 
für Arbeit Baden-Württemberg weist darauf hin, dass es sich bei den Beträgen 
nicht um die tatsächlichen Ausgaben handle, sondern um die verfügbaren Mittel 
(Ausgabemittel), also den maximalen Ausgaberahmen bei den zu bewirtschaften-
den Leistungen der aktiven Arbeitsförderung. Insofern seien z. B. Leistungen wie 
das Arbeitslosengeld oder das Insolvenzgeld nicht in der Aufstellung enthalten. 

7.	�wie viele Langzeitarbeitslose in den Jahren 2019, 2020 und 2021 ein nach  
§ 16e SGB II „Eingliederung von Langzeitarbeitslosen‘‘ sozialversicherungs-
pflichtiges Arbeitsverhältnis auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, bei kommuna-
len Unternehmen und bei Trägern bzw. nach § 16i SGB II „Teilhabe am Ar-
beitsmarkt“ gefördertes sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhält-
nis auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, bei kommunalen Unternehmen und bei 
Trägern begonnen haben (aufgeschlüsselt nach § 16e und § 16i sowie nach Voll- 
und Teilzeitbeschäftigten);

Zu 7.:

Die Regionaldirektion der Bundesagentur für Arbeit Baden-Württemberg hat auf 
Anfrage die Statistik „Eintritte_EVL_TaAM“, vgl. Anlage 5, übersandt. 

Aus dem Tabellenblatt „Teilnehmende an ausgewählten Maßnahmen der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik – Eintritte“ kann die Anzahl der Eintritte in Maßnahmen nach 
§ 16e (Eingliederung von Langzeitarbeitslosen) und § 16i SGB II (Teilhabe am 
Arbeitsmarkt) in den Jahren 2019 bis 2021 entnommen werden. 

Weitere Erkenntnisse liegen der Landesregierung nicht vor. Die Statistik für die-
sen Bereich führt ausschließlich die Bundesagentur für Arbeit. 

8.	�wie die Landesregierung die Chancen Langzeitarbeitsloser, Alleinerziehender, 
von Personen ohne abgeschlossene Berufsausbildung, von Menschen mit Be-
hinderung und von Menschen ohne deutsche Staatsangehörigkeit am Arbeits-
markt beurteilt und welche (weiteren) Maßnahmen oder Initiativen die Landes-
regierung für Langzeitarbeitslose – u. a. im Hinblick auf Möglichkeiten nach  
§ 16i SGB II – sie zusätzlich plant, um die beruflichen Perspektiven zu verbes-
sern und dem zunehmendem Fachkräftemangel entgegenzuwirken (verbunden 
mit einer Einschätzung der Chancen der Langzeitarbeitslosen sowie der Chan-
cen für Alleinerziehende, Personen ohne abgeschlossene Berufsausbildung, 
Menschen mit Behinderungen, Menschen ohne deutsche Staatsangehörigkeit);

Zu 8.:

Der Arbeits- und Ausbildungsmarkt in Baden-Württemberg ist sehr aufnahme-
fähig. In vielen Branchen herrscht bereits Fachkräftemangel. Dennoch sind die 
Integrationschancen mancher Personengruppen schlechter, unter anderem die für 
Langzeitarbeitslose, alleinerziehende Menschen ohne Berufsausbildung und Per-
sonen ohne deutsche Staatsangehörigkeit. Oftmals erschweren multiple Vermitt-
lungshindernisse eine Integration auf dem Arbeitsmarkt. Diese Hemmnisse müs-
sen zunächst abgebaut werden, bevor Eingliederungsprozesse auf den Arbeits-
markt greifen können. 

Den Jobcentern und Agenturen für Arbeit stehen hierfür die zahlreichen Förder-
instrumente des SGB II und SGB III zur Verfügung. Die Bausteine des Landes-
programms „Neue Chancen auf dem Arbeitsmarkt“ sind ebenfalls passgenau auf 
die genannten Zielgruppen ausgerichtet. Ziel der Projekte ist in erster Linie eine 
Stabilisierung der persönlichen Situation, eine Beseitigung bzw. Verringerung 
persönlicher Vermittlungshindernisse sowie eine Heranführung an den Arbeits-
markt. Hier zeigt sich, dass insbesondere eine engmaschige Betreuung und Be-
gleitung, wie sie von den Projektträgern des Landesprogrammes angeboten wird, 
sehr wichtig ist. 
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Auf Bundesebene setzt sich das Ministerium für Wirtschaft und Klimaschutz für 
eine Ausweitung des Passiv-Aktiv-Transfers auch für die Eingliederungsmaßnah-
men nach § 16e SGB II ein. Bislang ist dies lediglich bei Eingliederungsmaßnahmen 
nach § 16i SGB II möglich. 

Die im Haushaltsentwurf der Bundesregierung vorgesehenen Kürzungen für die 
Bereiche „Leistungen zur Eingliederung in Arbeit“ sowie den Verwaltungstitel 
der Jobcenter sieht die Landesregierung kritisch. So werden die Handlungsspiel-
räume der Jobcenter künftig erheblich beschnitten und es wird voraussichtlich 
weniger Geld für Maßnahmen wie § 16e und i SGB II zur Verfügung stehen. 

9.	�in welcher Höhe ESF-Mittel im Förderbereich Arbeit und Soziales in den Jah-
ren 2014 bis 2020 für Baden-Württemberg zur Verfügung standen; 

Zu 9.:

Im Förderbereich Arbeit und Soziales standen ESF- und REACT-EU-Mittel in 
der Förderperiode 2014 bis 2020, deren Projektumsetzungsphase in Baden-Würt-
temberg am 31. Dezember 2022 endet, in Höhe von insgesamt 249 Mio. Euro zur 
Verfügung.

10.	�in welcher Höhe in den Jahren 2014 bis 2020 ESF-Mittel für baden-württem-
bergische Arbeitsmarktprogramme abgerufen wurden (aufgeschlüsselt nach 
Jahren und Programmbausteinen, u. a. für das Programm „Neue Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt“); 

Zu 10.: 

Dem Landesarbeitsmarktprogramm „Gute und sichere Arbeit“ waren nachstehen-
de ESF-Förderlinien zugeordnet:

•	� Nachhaltige Integration von Arbeitslosen in den 1. Arbeitsmarkt (assistierte 
Beschäftigung) – Laufzeit: 1/2015–12/2017; ESF-Mittel: 5,2 Mio. Euro

•	� Teilzeitausbildung für Alleinerziehende und Pflegende, Laufzeit: 1/2015–
12/2017; ESF-Mittel: 3,5 Mio. Euro

•	� Assistierte Ausbildung für Berufe der Pflegehilfe und Alltagsbetreuung, Lauf-
zeit: 9/2016–8/2019; ESF-Mittel: 1,5 Mio. Euro

•	� Junge Flüchtlinge in Ausbildung Laufzeit: 2/2016–1/2018; ESF-Mittel: 0,6 Mio. 
Euro 

•	� CARPO – Übergangsmanagement in AsA (§ 130 Abs. 2 SGB III), Laufzeit: 
6/2015–8/2016; ESF-Mittel: 1,0 Mio. Euro und

•	� Nachhaltige Wiedereingliederung von LZA mit Suchterkrankung, Laufzeit: 
1/2016–7/2019; ESF-Mittel: 0,6 Mio. Euro

Dem Landesarbeitsmarktprogramm „Neue Chancen auf dem Arbeitsmarkt“ wa-
ren nachstehende ESF-Förderlinien zugeordnet:

•	� Nachhaltige Integration von Arbeitslosen in den 1. Arbeitsmarkt (assistierte 
Beschäftigung), Laufzeit: 1/2018–12/2021; ESF-Mittel: 4,8 Mio. Euro

•	� Teilzeitausbildung für Alleinerziehende und Pflegende, Laufzeit: 1/2018–
12/2021; ESF-Mittel: 5,0 Mio. Euro

•	� Assistierte Ausbildung für Berufe der Pflegehilfe und Alltagsbetreuung Lauf-
zeit: 9/2019–12/2021; ESF-Mittel: 2,8 Mio. Euro 
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11.	�wie hoch der geplante Mitteleinsatz aus dem Europäischen Sozialfonds Plus 
(ESF Plus) in der Förderperiode 2021 bis 2027 für Baden-Württemberg im 
Förderbereich ,,Arbeit und Soziales‘‘ und hier insbesondere im Projekt ,,Nach-
haltige Integration Langzeitarbeitsloser: Assistierte Beschäftigung“ ist (auf-
geschlüsselt nach Jahren und Programmbausteinen); 

Zu 11.: 

Im Förderbereich Arbeit und Soziales stehen ESF Plus-Mittel in der Förderperio-
de 2021 bis 2027 in Höhe von insgesamt 146 Mio. Euro zur Verfügung.

Aktuell werden Vorhaben zur Förderung einer assistierten Beschäftigung mit 
rund 2,8 Mio. Euro ESF-Mittel und rund 0,8 Mio. Euro Landesmittel von 1/2022 
bis 12/2024 gefördert. Aussagen über künftige Aufrufe, die voraussichtlich nicht 
vor 2024/2025 veröffentlicht werden, können zum jetzigen Zeitpunkt nicht ge-
troffen werden. 

Die ESF Plus-Umsetzung einschließlich der Planungen wird jeweils vorab dem 
ESF Plus-Begleitausschuss in Baden-Württemberg vorgestellt, damit dieser seinen 
in der Verordnung (EU) 2021/1060 festgelegten Aufgaben nachkommen kann. Im 
ESF Plus-Begleitausschuss sind alle relevanten Stakeholder vertreten. 

12.	�in welcher Höhe sich die ergänzenden Landesmittel zum Projekt ,,Nachhaltige 
Integration Langzeitarbeitsloser: Assistierte Beschäftigung“ belaufen sollen; 

Zu 12.: 

Aktuell betragen die Landesmittel, die zur Kofinanzierung eingesetzt werden, 
rund 0,8 Mio. Euro. Aussagen über künftige Aufrufe, die voraussichtlich nicht 
vor 2024/2025 veröffentlicht werden, können zum jetzigen Zeitpunkt nicht ge-
troffen werden.

13.	�wie viele Personen seit 2017 ihre Langzeitarbeitslosigkeit beenden konnten 
(aufgeschlüsselt nach Jahren);

14.	�wie viele dieser Personen einen Arbeitsplatz am ersten Arbeitsmarkt gefunden 
haben (aufgeschlüsselt nach Jahren);

Zu 13. und 14.:

Zu den Fragen der Ziffern 13 und 14 wird aufgrund des Sachzusammenhangs ge-
meinsam Stellung genommen.

Aus der Statistik der Bundesagentur für Arbeit „LZA_in_BaWü“, vgl. Anlage 1, 
kann dem Tabellenblatt „Abgang an Langzeitarbeitslosen nach Abgangsgründen“ 
der Abgang an Langzeitarbeitslosen differenziert nach Abgangsgründen von 2017 
bis September 2022 entnommen werden. 

15.	�wie viele der Menschen, die ihre Langzeitarbeitslosigkeit seit 2017 beenden 
konnten und einen Arbeitsplatz am ersten Arbeitsmarkt gefunden haben, nach 
drei/sechs/zwölf Monaten erneut arbeitslos waren (aufgeschlüsselt nach Jahren).

Zu 15.:

Hierzu liegen der Landesregierung keine Erkenntnisse vor. 

Dr. Hoffmeister-Kraut
Ministerin für Wirtschaft, 
Arbeit und Tourismus
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